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Tenor:

Der Antrag wird abgelehnt.

Die Antragstellerin trägt die Kosten des Verfahrens.

 
Gründe

Der Antrag,

die aufschiebende Wirkung der Klage VG Köln 21 K 4874/22 gegen die im Bescheid der
Beklagten vom 29. Juli 2022 (Az.: 62.31.01.A.24385.2022) festgesetzten
Sondernutzungsgebühren in Höhe von 383.000,00 EUR anzuordnen,

ist jedenfalls unbegründet.

Die Anordnung der sofortigen Vollziehung in Ziffer 2.) des angegriffenen Bescheids genügt
den formalen Begründungserfordernissen des § 80 Abs. 3 Satz 1 VwGO. Das mit dieser
Vorschrift normierte Erfordernis einer schriftlichen Begründung des besonderen Interesses an
der sofortigen Vollziehung des Verwaltungsakts soll neben der Information des Betroffenen
und des mit einem eventuellen Aussetzungsantrag befassten Gerichts vor allem die Behörde
selbst mit Blick auf Art. 19 Abs. 4 des Grundgesetzes zwingen, sich des Ausnahmecharakters
der Vollziehungsanordnung bewusst zu werden und die Frage des Sofortvollzuges besonders
sorgfältig zu prüfen. Die Anforderungen an den erforderlichen Inhalt einer solchen
Begründung dürfen hierbei aber nicht überspannt werden. Diese muss allein einen
bestimmten Mindestinhalt aufweisen. Dazu gehört es insbesondere, dass sie sich - in aller
Regel - nicht lediglich auf eine Wiederholung der den Verwaltungsakt tragenden Gründe, auf
eine bloße Wiedergabe des Textes des § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 VwGO oder auf lediglich
formelhafte, abstrakte und letztlich inhaltsleere Wendungen, namentlich solche ohne
erkennbaren Bezug zu dem konkreten Fall, beschränken darf. Demgegenüber verlangt § 80
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Abs. 3 Satz 1 VwGO nicht, dass die für das besondere Vollzugsinteresse angeführten
Gründe auch materiell überzeugen, also auch inhaltlich die getroffene Maßnahme
rechtfertigen.

Vgl. OVG NRW, Beschluss vom 6. Mai 2016 - 8 B 866/15 -, juris, Rn. 4.

Gemessen daran ist die Begründung der Vollzugsanordnung, in der die Antragsgegnerin
herausstellt, dass eine – gegebenenfalls nur teilweise – Anfechtung der
Sondernutzungserlaubnis die Gefahr bergen würde, einzelne Ge- und Verbote in der
Erlaubnis außer Vollzug zu setzen und dies angesichts der Dauer eines möglichen
Hauptsacheverfahrens zu Beeinträchtigungen der erheblichen Schutzbedürfnisse der
Allgemeinheit führen könnte, nicht zu beanstanden. Sie weist einen hinreichenden Bezug
zum Einzelfall auf und erschöpft sich nicht in einer Wiederholung des Gesetzestextes. Auch
enthält sie nicht bloß formelhafte, abstrakte und letztlich inhaltsleere Wendungen.

Gem. § 80 Abs. 5 Satz 1 VwGO kann das Gericht der Hauptsache auf Antrag in den Fällen
des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 4, in denen die sofortige Vollziehung im öffentlichen Interesse oder
im überwiegenden Interesse eines Beteiligten von der Behörde, die den Verwaltungsakt
erlassen oder über den Widerspruch zu entscheiden hat, besonders angeordnet wird, die
aufschiebende Wirkung ganz oder teilweise wiederherstellen. Bei der im Rahmen von § 80
Abs. 5 Satz 1 VwGO vorzunehmenden Abwägung zwischen dem Interesse der Antragsteller
an der aufschiebenden Wirkung ihres Rechtsbehelfs und dem öffentlichen Interesse an der
sofortigen Vollziehung des angegriffenen Verwaltungsakts sind die dem Rechtsbehelf bei
summarischer Prüfung beizumessenden Erfolgsaussichten von erheblicher Bedeutung. Ergibt
die summarische Prüfung, dass der eingelegten Klage offensichtlich Erfolg beschieden sein
wird, ist ihre aufschiebende Wirkung wiederherzustellen. Im entgegengesetzten Fall der
offensichtlich fehlenden Erfolgsaussichten der Klage bleibt auch der Antrag nach § 80 Abs. 5
Satz 1 VwGO erfolglos, sofern sich die Behörde - wie hier aus den in der Begründung der
Anordnung der sofortigen Vollziehung genannten Gründen - auf ein besonderes öffentliches
Vollziehungsinteresse berufen kann.

Vgl. OVG NRW, Beschluss vom 29. Oktober 2010 – 7 B 1293/10 –, juris, Rn. 3.

Daran gemessen überwiegt das öffentliche Vollziehungsinteresse, weil die Anfechtungsklage
gegen die in dem angegriffenen Bescheid enthaltene Gebührenfestsetzung im
Hauptsacheverfahren aus den Gründen des mit heutigem Tage ebenfalls ergangenen Urteils
(Az.: 21 K 4874/22) offensichtlich erfolglos bleiben wird; die Verfügung ist insoweit
rechtmäßig und verletzt die Antragstellerin nicht in ihren Rechten, § 113 Abs. 1 Satz 1 VwGO.

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 VwGO.

Rechtsmittelbelehrung

Gegen diesen Beschluss innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe schriftlich bei dem
Verwaltungsgericht Köln, Appellhofplatz, 50667 Köln, Beschwerde eingelegt werden.

Die Beschwerdefrist wird auch gewahrt, wenn die Beschwerde innerhalb der Frist schriftlich
bei dem Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen, Aegidiikirchplatz 5,
48143 Münster, eingeht.

Die Beschwerde ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung zu
begründen. Die Begründung ist, sofern sie nicht bereits mit der Beschwerde vorgelegt worden
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ist, bei dem Oberverwaltungsgericht schriftlich einzureichen. Sie muss einen bestimmten
Antrag enthalten, die Gründe darlegen, aus denen die Entscheidung abzuändern oder
aufzuheben ist und sich mit der angefochtenen Entscheidung auseinander setzen.

Auf die ab dem 1. Januar 2022 unter anderem für Rechtsanwälte, Behörden und juristische
Personen des öffentlichen Rechts geltende Pflicht zur Übermittlung von Schriftstücken als
elektronisches Dokument nach Maßgabe der §§ 55a, 55d Verwaltungsgerichtsordnung –
VwGO – und der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen
Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-
Rechtsverkehr-Verordnung – ERVV) wird hingewiesen.

Im Beschwerdeverfahren müssen sich die Beteiligten durch Prozessbevollmächtigte vertreten
lassen; dies gilt auch für die Einlegung der Beschwerde und für die Begründung. Als
Prozessbevollmächtigte sind Rechtsanwälte oder Rechtslehrer an einer staatlichen oder
staatlich anerkannten Hochschule eines Mitgliedstaates der Europäischen Union, eines
anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der
Schweiz, die die Befähigung zum Richteramt besitzen, für Behörden und juristische Personen
des öffentlichen Rechts auch eigene Beschäftigte oder Beschäftigte anderer Behörden oder
juristischer Personen des öffentlichen Rechts mit Befähigung zum Richteramt zugelassen.
Darüber hinaus sind die in § 67 Abs. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung im Übrigen
bezeichneten ihnen kraft Gesetzes gleichgestellten Personen zugelassen.

Gegen Ziffer 2 dieses Beschlusses kann innerhalb von sechs Monaten, nachdem die
Entscheidung in der Hauptsache Rechtskraft erlangt oder das Verfahren sich anderweitig
erledigt hat, Beschwerde eingelegt werden. Ist der Streitwert später als einen Monat vor
Ablauf dieser Frist festgesetzt worden, so kann sie noch innerhalb eines Monats nach
Zustellung oder formloser Mitteilung des Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden.

Die Beschwerde ist schriftlich oder zu Protokoll des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle bei
dem Verwaltungsgericht Köln, Appellhofplatz, 50667 Köln, einzulegen.

Die Beschwerde ist nur zulässig, wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes 200 Euro
übersteigt.

Die Beschwerdeschrift sollte zweifach eingereicht werden. Im Fall der Einreichung eines
elektronischen Dokuments bedarf es keiner Abschriften.

Beschluss

Der Wert des Streitgegenstandes wird auf

95.750,00 €

festgesetzt.

Gründe

Der festgesetzte Betrag entspricht einem Viertel der streitigen Geldleistung (§ 52 Abs. 3 GKG
in Anlehnung an Ziffer 1.5 des Streitwertkatalogs für die Verwaltungsgerichtsbarkeit).

Rechtsmittelbelehrung
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Gegen diesen Beschluss kann schriftlich oder zu Protokoll des Urkundsbeamten der
Geschäftsstelle bei dem Verwaltungsgericht Köln, Appellhofplatz, 50667 Köln, Beschwerde
eingelegt werden.

Die Beschwerde ist innerhalb von sechs Monaten, nachdem die Entscheidung in der
Hauptsache Rechtskraft erlangt oder das Verfahren sich anderweitig erledigt hat, einzulegen.
Ist der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf dieser Frist festgesetzt worden, so kann
sie noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser Mitteilung des
Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden.

Auf die ab dem 1. Januar 2022 unter anderem für Rechtsanwälte, Behörden und juristische
Personen des öffentlichen Rechts geltende Pflicht zur Übermittlung von Schriftstücken als
elektronisches Dokument nach Maßgabe der §§ 55a, 55d Verwaltungsgerichtsordnung –
VwGO – und der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen
Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-
Rechtsverkehr-Verordnung – ERVV) wird hingewiesen.

Die Beschwerde ist nur zulässig, wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes 200 Euro
übersteigt.

Die Beschwerdeschrift sollte zweifach eingereicht werden. Im Fall der Einreichung eines
elektronischen Dokuments bedarf es keiner Abschriften.
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